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Vorwort 

Bei der Verbandssouveränität handelt es sich um einen rechtsformübergreifenden 
Grundsatz des modernen Gesellschaftsrechts, der einerseits weitgehend anerkannt ist, 
obwohl er anscheinend keine ausdrückliche gesetzliche Regelung erfahren hat, der aber 
andererseits zunehmend inhaltlich so ausgehöhlt wird, dass seine Leistungsfähigkeit in 
Zweifel zu ziehen ist. Da offenbar einer rein rechtsdogmatischen Herleitung des 
Grundsatzes Grenzen gesetzt sind, will die vorliegende Untersuchung die Verbandssou-
veränität nach der entwicklungsbezogenen Methode von Levin Goldschmidt analysie-
ren, und zwar als ein gesellschaftsrechtliches Strukturprinzip, das zum einen der inten-
siven Einflussnahme Dritter Grenzen setzt und zum anderen bei der näheren Aus-
gestaltung der inneren Verbandsverfassung zu beachten ist. Eingehend untersucht wird 
deshalb die Entwicklung des Binnenorganisationsrechts der Handelsgesellschaften, ins-
besondere im Verlauf des 19. Jahrhunderts, wobei nicht nur die Entwicklung von Ge-
setzgebung, Rechtsprechung und vom rechtswissenschaftlichen Schrifttum systema-
tisch aufgearbeitet wird, sondern auch die gesellschaftsrechtliche Praxis Berücksichti-
gung findet. 

Die Abhandlung hat im Sommersemester 2001 der Juristischen Fakultät der 
Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg als Habilitationsschrift vorgelegen. Für die 
Veröffentlichung sind Rechtsprechung und Schrifttum bis Anfang 2003 eingearbeitet 
worden. Meinem verehrten Lehrer Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Hommelhoff danke ich 
herzlich, insbesondere für das stete Angebot zum geistigen Austausch und vielfältige 
wissenschaftliche Anregungen, die sich auch in der vorliegenden Untersuchung nieder-
geschlagen haben, sowie für persönliche und finanzielle Unterstützung, ohne die ich 
die Arbeit an dieser Schrift nicht hätte beenden können. Zu Dank verpflichtet bin ich 
ferner den Herren Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Ulmer und Prof. Dr. Dr. h.c. Adolfs 
Laufs, die beide innerhalb kurzer Zeit ein Zweit- bzw. ein Drittgutachten angefertigt 
haben und so einen sehr zügigen Ablauf des Habilitationsverfahrens ermöglichten. Für 
die Gewährung von Stipendien zu danken habe ich der Marga und Kurt Möllgaard-
Stiftung im Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft sowie der Deutschen For-
schungsgemeinschaft. Bei den Korrekturarbeiten habe ich auf die Hilfe von Frau Con-
stanze Döring, Frau Katrin Hauck, Frau Barbara Köhler und Frau Ivona Kovacevic zu-
rückgreifen können. Ihnen allen danke ich ebenso wie dem Verlag für die zügige 
Drucklegung. 

Wer sich mit dem deutschen Gesellschaftsrecht des 19. und des beginnenden 
20. Jahrhunderts intensiver beschäftigt, stößt immer wieder auf die Namen von Levin 
Goldschmidt, Hermann Makower, Hermann Staub, Jacob Friedrich Behrend, Viktor 
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Ring, Veit Hermann Simon, Jacob Rießer und Max Hachenburg. Bei ihnen handelt es 
sich um deutsche Juristen jüdischer Herkunft, die mit ihren wissenschaftlichen Beiträ-
gen ganz wesentlich zur Entstehung des modernen deutschen Gesellschaftsrechts bei-
getragen haben, deren Nachkommen jedoch - vereinzelt sogar noch sie selbst - nur we-
nige Jahrzehnte später Opfer nationalsozialistischer Verfolgung geworden sind. Ich 
widme das Buch deshalb dem ehrenden Gedenken der deutschen Gesellschaftsrechtler 
jüdischer Herkunft. 
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§ 1 Einführung 

A. Bedeutung der Verbandssouveränität im modernen 
gesellschaftsrechtlichen Schrifttum 

I. Rascher „ Siegeszug " 

In einem 1973 erschienenen Festschriftbeitrag beschäftigte sich Herbert Wiedemann 
mit der Errichtung von Beiräten bei Personengesellschaften1. In der Praxis seien der-
artige Beiräte weit verbreitet, wenn auch mit verschiedenen Namen - Arbeitsausschuss, 
Verwaltungs- oder Aufsichtsrat, Gesellschafterausschuss — und unterschiedlichen 
Funktionen. Da die Beiräte in vielen Fällen ganz oder überwiegend mit Nichtgesell-
schaftern besetzt würden, könnten sie „bei weitreichenden Kompetenzen zum Einfalls-
tor außergesellschaftlicher und — je nach der Gesellschaftsferne der Beiratsmitglieder — 
auch gesellschaftswidriger Einflüsse werden." Berührt werde mithin die zu den Grund-
problemen des Gesellschaftsrechts gehörende Frage, „ob und wie weit sich ein Verband 
absichtlich einer Fremdsteuerung durch Nichtgesellschafter unterwerfen" könne2. 

Beantwortet wird diese Frage nach Ansicht Wiedemanns von einem gesellschafts-
rechtlichen Strukturprinzip, das er als „Grundsatz der Verbandssouveränität" bezeich-
net3. Jener Grundsatz besage „in einer sehr allgemeinen Formulierung", dass die Be-
stimmung des Schicksals einer Gesellschaft nicht außenstehenden Personen überlassen 
werden dürfe, welche nicht die gleichen Interessen verfolgten wie die Gesellschafter 
selbst und deren Rechtsübung man deshalb nicht ausreichend beschränken und kon-
trollieren könne. Stattdessen sollten die gesellschaftlichen Entscheidungen von Per-
sonen beherrscht werden, welche sich als Mitglieder oder als Organ mit den Belangen 
der Gesellschaft identifizierten; die man notfalls auch zu einer solchen Interessenwah-
rung verpflichten bzw. bei entsprechendem Fehlverhalten haftbar machen könne. Der 
Verbandssouveränität komme eine umfassende Breitenwirkung zu, da sie „auf allen 
Stufen der Gesellschaftsorganisation" - von der Vertrags- bzw. Satzungsgestaltung bis 
hin zur Geschäftsführung - gelte. Begründen ließen sich die der Privatautonomie hier-
mit gesetzten Beschränkungen vor allem mit dem im Gesellschaftsrecht erforderlichen 
Selbstschutz: Es müsse verhindert werden, dass sich die Gesellschafter durch Delegati-
on von Entscheidungsbefugnissen an außenstehende Dritte ihres notwendigen Interes-

1 Wiedemann, Verbandssouveränität und Außeneinfluss, FS Schilling, S. 105 ff. 
2 Wiedemann, FS Schilling, S. 105. 
3 Zum Folgenden Wiedemann, FS Schilling, S. 105, 111 f. 
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senschutzes begäben4. Hinzu komme ein Abschichtungseffekt, der alle Verbände kenn-
zeichne, weil diese immer auf eine Zentralisation von Vermögen und Organisations-
gewalt angelegt seien: Die Vereinheitlichung des Vermögens dokumentiere sich im ge-
sellschaftlichen Sondervermögen; die Vereinheitlichung der Organisation in einer un-
abhängigen Entscheidungszuständigkeit. Schon diese Begründungszusammenhänge 
machten deutlich, dass es sich beim Grundsatz der Verbandssouveränität um eine va-
riable Schranke der Privatautonomie handle; in dem Sinne, dass nicht jeder Drittein-
fluss für unzulässig erklärt werde, ebenso wie nicht jedem Verbandsmitglied in allen 
Angelegenheiten der Gesellschaft ein Stimmrecht zustehen müsse5. 

Schon vor Wiedemann hatte sich Arndt Teichmann in seiner Habilitationsschrift mit 
dem gleichen gesellschaftsrechtlichen Grundsatz befasst, den er allerdings noch nicht 
als Verbandssouveränität bezeichnet, sondern als „Verbot der Fremdsteuerung für kon-
zernunabhängige Gesellschaften" bzw. als „Prinzip der Selbststeuerung" . Dieses Prin-
zip erfordere, dass „allein die Mitglieder einer Gemeinschaft den Gesamtwillen bilden 
..., daß ihnen allein die gestaltende Verantwortung für das Geschehen zusteht und diese 
Verantwortung nicht an außenstehende Personen abgetreten werden kann."7 Beide Au-
toren bestimmen mithin den allgemeinen Inhalt des Grundsatzes im wesentlichen 
übereinstimmend, doch wird dieser von Teichmann anders hergeleitet: Der Gedanke, 
die Stimmbefugnis des Aktionärs sei ein „politisches Recht", das man nicht an Dritte 
abtreten dürfe, könne wegen der Gleichheit der Interessenlage „auf die Mitwirkung in 
einem Organ" übertragen werden. Das „politische Recht der aktiven Mitwirkung, zum 
Nutzen der Gesellschaft verliehen und zu ihrem Ablauf unbedingt erforderlich", setze 
die Mitgliedschaft notwendig voraus, denn die Mitgliedschaft als Legitimation der 
Mitwirkung gehöre zu den demokratischen Selbstverständlichkeiten, die sich an zahl-
reichen Stellen - an staatlichen Institutionen und in den Verbänden - nachweisen lie-
ßen . Teichmann begründet das Fremdsteuerungsverbot aber nicht nur mit dem „Hi-
neindringen demokratischer Selbstverständlichkeiten in das Privatrecht"; er fügt ein 
zweites — ergänzendes - Argument hinzu: Zwischen den Mitgliedern einer Gesellschaft 
bestehe ein vielfältiges Beziehungsgeflecht, das u. a. durch Treuepflichten und eine ver-
bandsinterne Disziplinargewalt gekennzeichnet werde. Jenes Geflecht bilde die Grund-
lage der jeweils zu treffenden Entscheidungen; es werde empfindlich gestört, wenn ein 
Dritter mitwirke, der außerhalb des Verbundes stehe und aus diesem nicht die Impulse 
für seine Maßnahmen empfange9. 

Im Anschluss an Teichmann und Wiedemann hat der Grundsatz der Verbandssouve-
ränität im gesellschaftsrechtlichen Schrifttum weite Verbreitung erfahren. Er erscheint 
nicht nur dort, wo es um die Kompetenzen eines mit Nichtgesellschaftern besetzten 

4 Wiedemann, FS Schilling, S. 105, 114. 
5 Wiedemann, FS Schilling, S. 105, 114. 
6 Teichmann, Gestaltungsfreiheit in Gesellschaftsverträgen, 1970, S. 189 ff. 
7 Teichmann, Gestaltungsfreiheit, S. 196. 
8 Teichmann, Gestaltungsfreiheit, S. 191. Vgl. auch a.a.O., S. 108: Die Mitwirkung von Dritten an 

Aktionärsversammlungen widerspreche dem demokratischen Gebrauch. 
9 Teichmann, Gestaltungsfreiheit, S. 191 f. 
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Beirates geht10, sondern ebenso bei der Beschäftigung mit Vereinbarungen über die 
Bindung des Stimmrechts zugunsten von außenstehenden Dritten bzw. diesem Per-
sonenkreis gewährten statutarischen Weisungs-, Zustimmungs- oder Bestellungsrech-
ten12; der näheren Ausgestaltung von Arbeitnehmerbeteiligungs-Modellen, bei denen 
den Belegschaftsvertretern keine Gesellschafterstellung eingeräumt werden soll13, so-
wie einer vereinbarten Mitbestimmung ; schließlich bei der Klärung von Grundfra-
gen eines Konzernrechts für Personengesellschaften15. Nicht immer wird dabei explizit 
von der „Verbandssouveränität" gesprochen, doch machen die nähere Ausfüllung der 
jeweils gewählten Bezeichnungen sowie die Verweise auf Wiedemann bzw. Teichmann 
regelmäßig deutlich, dass es prinzipiell um den gleichen Grundsatz geht, auch wenn 
man bei den Einzelheiten — worauf zurückzukommen sein wird — durchaus voneinan-
der abweichende Akzente setzt: Recht häufig werden die Begriffe „Verbandsautono-
mie" und „Verbandssouveränität" weitgehend synonym verwendet , verbreitet ist 
vom „Grundsatz der körperschaftlichen bzw. gesellschaftlichen Selbstbestimmung" die 
Rede17, ferner gebraucht man „Vereinsautonomie" und „Vereinssouveränität" in die-

c - 18 sem iinne . 

II. Grundsatz des allgemeinen Verbandsrechts 

Schon im eingangs erwähnten Festschriftbeitrag vertritt Wiedemann die Ansicht, die 
in erster Linie für das Recht der Personengesellschaften entwickelten Überlegungen 
könnten ebenso auf die GmbH Anwendung finden19. Heute ist nahezu unbestritten, 
dass es sich bei der Verbandssouveränität um einen Grundsatz des allgemeinen Ver-
bandsrechts handelt, ein Strukturprinzip mithin, das nicht nur bei den Personengesell-
schaften sowie der GmbH, sondern ebenso bei der Aktiengesellschaft, der eingetrage-
nen Genossenschaft und selbst im Vereinsrecht Geltung beansprucht20. 

10 Vgl. etwa Mertens, FS Stimpel, S. 417, 420 f.; Reuter, FS 100 Jahre GmbHG, S. 631, 638 ff.; Rohle-
der, Beiräte, S. 73ff.; Teubner, ZGR 1986, 565f f ; Voormann, Beirat, S. l lOff. 

11 Siehe z.B. Flume, Juristische Person, S. 240ff.; Herfi, Einwirkung, S. 166ff., 317ff.; Priester; FS 
Werner, S. 657,663. 

12 Vgl. nurBeuthin/Gätsch, ZHR 156 (1992), 459,466; Herfi, Einwirkung, S. 117ff , 130ff. 
13 Hierzu Loritz, ZGR 1986, 310 ff. 
14 Vgl. Hommelhoff, ZHR 148 (1984), 118, 120ff. 
15 Etwa Kleindiek, Strukturvielfalt, S. 94ff.; Löffler, Personengesellschaft, S. 28f.; Scbiessl, Personenge-

sellschaft, S. 48 f.; U.H.Schneider, ZGR 1975,253, 269 f., 279. 
16 Vgl. nur Reuter, FS 100 Jahre GmbHG, S. 631,638; Zöllner, FS 100 Jahre GmbHG, S. 85,120 f. 
17 Siehe z.B. Beuthin/Gätsch, Z H R 156 (1992), 459, 466; Priester, FS Werner, S. 657, 663; Rohleder, 

Beiräte, S. 77; U.H.Schneider, ZGR 1975,253,269, 279. 
18 Vgl. Flume, Juristische Person, S. 189 ff-, insb. 197, 242 f.; Steinbeck, Vereinsautonomie, insb. 

S. 31 ff. 
19 Wiedemann, FS Schilling, S. 105, Fußn. 2. 
20 Vgl. nur Kleindiek, Strukturvielfalt, S. 96; K.Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 5 I 3; Ulmer, in: Groß-

komm. HGB § 109, Rdn. 31; Wiedemann, in: Großkomm. AktG § 179, Rdn. 5 ff. 
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Trotz der sehr verbreiteten Anerkennung der Verbandssouveränität hält man diese 
offenbar für einen gesellschaftsrechtlichen Grundsatz, dessen Bedeutungsgehalt noch 
nicht endgültig vermessen worden ist. Mitunter wird jedenfalls die Erwartung geäu-
ßert, die nähere Bestimmung der Verbandssouveränität könne eventuell noch weitere 
Erkenntnisfortschritte bei der Bewältigung verschiedener Sachprobleme erbringen: 
beispielsweise bei der Sicherstellung des gedeihlichen Funktionierens der GmbH als 
Dauerrechtsverhältnis21 oder beim Abbau der Wissensdefizite um die Binnenstruktur 
von Personengesellschaften22. 

III. Begründung der Verbandssouveränität 

1. Herkömmliche Herleitung 

Als Ausdruck der allgemeinen Anerkennung, welche die Verbandssouveränität im 
letzten Vierteljahrhundert in der gesellschaftsrechtlichen Literatur erfahren hat, lässt 
sich gewiss auch die Tatsache begreifen, dass man es verbreitet nicht mehr für erforder-
lich hält, die Geltung dieses Grundsatzes besonders herzuleiten; oft wird insoweit ledig-
lich auf die eingangs referierten Beiträge von Teichmann und Wiedemann sowie auf an-
dere Äußerungen des rechtswissenschaftlichen Schrifttums weiter verwiesen23. Kon-
kret hat jedoch der Begründungsansatz Teichmanns (Hineindrängen demokratischer 
Selbstverständlichkeiten ins Privatrecht) recht häufig nachdrückliche Kritik erfahren24. 
Er wird - soweit ersichtlich — heute nicht mehr explizit vertreten. Mehrheitlich begrün-
det man die Verbandssouveränität stattdessen mit den beiden schon von Wiedemann 
herausgearbeiteten Aspekten: dem nötigen Selbstschutz der Gesellschafter und der bei 
allen selbständigen Verbänden erforderlichen Zentralisation einer unabhängigen Ent-
scheidungszuständigkeit (Abschichtungseffekt)25. Weitgehend einig ist man sich auch 
in der Einschätzung, § 137 BGB könne zur Begründung der Verbandssouveränität 
nicht herangezogen werden . 

21 So Hommelhoff, Gestaltungsfreiheit, S. 45, unter Verweis auf Zöllner, FS 100 Jahre G m b H G , S. 85, 
119 ff. 

22 Siehe K.Schmidt, GS Knobbe-Keuk, S. 307, 317f . 
2 3 Etwa Hommelhoff, Z H R 148 (1984), 118, 120; Kleindiek, Strukturvielfalt, S. 94; Zöllner, FS 100 

Jahre G m b H G , S. 85, 119 f. 
24 Siehe schon Reuter, Schranken, S. 173 f.; ferner Flume, Personengesellschaft, S. 239; Loritz, Z G R 

1986, 310, 325; Schockenhoff AcP 193 (1993), 35, 58; Steinheck, Vereinsautonomie, S. 34f . 
2 5 Vgl. Herß, Einwirkung, S. 53 ff. Andere verkürzen den Begründungsansatz Wiedemanns auf den 

Selbstschutzgedanken, so z. B. Löffler, Personengesellschaft, S. 28; Voormann, Beirat, S. 112 f. 
2 6 Vgl. nur Ulmer, in: Großkomm. H G B § 109, Rdn. 31; Wiedemann, FS Schilling, S. 105, 113f. Bei 

Voormann, Beirat, S. 113, heißt es, die Verbandssouveränität überschneide sich in ihren Auswirkungen 
mit § 137 BGB. 
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2. Ergänzende Überlegungen 

Bei genauer Betrachtung zeigt sich das Meinungsbild allerdings nicht so uniform, 
wie es auf den ersten Blick erscheint: So wird von Werner Flume hervorgehoben, die Au-
tonomie der körperschaftlichen juristischen Person sei zwar auf die Mitglieder bezogen, 
doch stehe den Mitgliedern die Privatautonomie nur „um der juristischen Person wil-
len" zu27. Auf diese Weise solle möglichst gewährleistet werden, dass „die Herstellung 
des Willens für die juristische Person in autonomer, auf das Interesse der juristischen 
Person gerichteter Entscheidung der Mitglieder" erfolge28. Die Befugnis, in dieser Wei-
se an der Herstellung des Willens der juristischen Person mitzuwirken, sei mitglieds-
gebunden, weil man nur einem Mitglied, nicht aber einem Dritten die Autonomie der 
Entscheidung über die Ausübung der Vereinsautonomie überlassen könne29. Auch bei 
den Personengesellschaften erfülle der einzelne Gesellschafter in der Mitwirkung am 
Geschehen der Gesellschaft nur seine Funktion als Mitglied der Gruppe, nicht anders 
als das Mitglied der juristischen Person. Was das Geschehen der Gesellschaft als solcher 
anbetreffe, gehe es daher ebenfalls nicht um die Wahrung der Selbstbestimmung für 
die einzelnen Gesellschafter, sondern nur um die Selbstbestimmung der Gesellschaft 
als Gruppe30. Im Recht der Personengesellschaften stellt sich für Flume die Problematik 
von Selbst- und Fremdbestimmung aber nicht nur für die Gesellschaft, sondern auch 
für den einzelnen Gesellschafter, weil „die Unmittelbarkeit der Zugehörigkeit der Ge-
sellschafter zur Gesellschaft als Gruppe der Willensbildung ihren personellen Bezug" 
verleihe. Hier gehe es daher um zwei miteinander verbundene Fragen: Einerseits sei zu 
untersuchen, inwieweit Nichtgesellschafter die Willensbildung in der Gesellschaft be-
einflussen dürften; andererseits müsse geklärt werden, wieweit sich der Gesellschafter 
hinsichtlich seiner Stimmabgabe binden könne, ohne seine Selbstbestimmung preis-
zugeben31. 

Vollständig in den Hintergrund treten die Gesellschafter bei Gunther Teubner, für 
den der herkömmliche Begründungsansatz mit einem Konstruktionsfehler behaftet ist: 
Man stütze die organisationsbezogene Kategorie der Verbandssouveränität auf die indi-
viduenbezogene Kategorie der Gesellschafterinteressen; eine solche Reduktion der Sou-
veränität des Verbandes auf die Parallelität von Individualinteressen werde jedoch der 
prinzipiellen Sphärentrennung von Organisation und Mitgliedern nicht gerecht. Da 
ein eigenständiges Organisationsinteresse anzuerkennen sei, lasse sich die Verbandssou-
veränität nur auf den Interessenschutz der Organisation stützen. Bezugspunkt der Ver-
bandssouveränität habe deshalb der Verband als solcher zu sein32. Die Ansicht von 
Teubner hat sich nicht durchzusetzen vermocht33; auch Wiedemann hat aber in Ergän-

27 Flume, Juristische Person, S. 201, 212. 
28 Flume, Juristische Person, S. 219. 
29 Flume, Juristische Person, S. 242. 
30 Flume, Personengesellschaft, S. 208. 
31 Flume, Personengesellschaft, S. 230. 
32 Teubner, ZGR 1986, 565, 567 ff. 
33 Ablehnend äußern sich u. a. Rohleder, GmbH-Beiräte, S. 81 f.; Steinbeck, Vereinsautonomie, S. 47 f. 
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zung seiner früheren Argumentation betont, bei der Verbandssouveränität gehe es nicht 
nur um den Individualschutz: Die gesetzliche oder statutarische Ordnung des Gesell-
schaftslebens setze eine grundsätzliche Interessenparallelität der Gesellschafter voraus. 
Zwar könne diese Ordnung einzelne Konflikte zwischen den Sozien durchaus bewälti-
gen, doch sei sie einer Abhängigkeit von den Fremdinteressen eines Nichtgesellschaf-
ters, der keinen rechtlichen und psychologischen Bindungen unterliege, nicht gewach-
sen . Ferner müsse beachtet werden, dass die Gesellschafter beim Ausgestalten der Sat-
zung nicht nur über die eigene, sondern ebenso über die Willensfreiheit anderer 
Personen, nämlich ihrer Rechtsnachfolger, verfügten. Auch dies sei ein Grund dafür, 
dem Verband institutionellen Selbstschutz vor der Möglichkeit zu gewähren, das 
Schicksal des Zusammenschlusses mit korporativer Wirkung in die Hände Dritter le-
gen zu können35. 

Ergänzende Überlegungen finden sich noch bei anderen Autoren: Karl-Georg Loritz 
hebt hervor, die Verbandssouveränität wolle u. a. verhindern, dass die Einflussnahme 
Dritter auf eine Gesellschaft mit den Grundprinzipien der Eigentumsordnung kollidie-
re. Da auch das gesellschaftsrechtlich vermittelte Anteilseigentum Eigentum sei, läge 
ein Verstoß gegen diese Grundprinzipien vor, wenn die Gesellschafterrechte auf Dauer 
nicht den Gesellschaftern, sondern Dritten zustünden . Ähnlich grundsätzlich ver-
ortet Hans-Joachim Priester die Verbandssouveränität: Wer eine freie Verbandsbildung 
zulasse, komme nicht daran vorbei, die zwingende Alleinzuständigkeit der Mitglieder 
zur Gestaltung der Verbandsordnung vorzusehen. Dieser Entscheidungsbefugnis 
könnten zwar gesetzliche Grenzen gezogen werden - vor allem durch eine Vorgabe 
mehr oder weniger starrer Organisationsschemata. Aber innerhalb dieser Grenzen 
müsse die Entscheidungsfreiheit über den Satzungsinhalt von rechtlich verbindlichen 
Außeneinflüssen freigehalten werden37. Auf makroökonomische Zusammenhänge ver-
weist Uwe H. Schneider. Aus Sicht der Wirtschaftsordnung habe die Verbandssouverä-
nität die Funktion, für dezentrale Planungs- und Organisationseinheiten zu sorgen 
und damit die Voraussetzungen für die Entfaltung des Marktes mitabzusichern38. 

3. Übertragung des Selbstentmündigungsverbots gemäß § 138 BGB 
aufdie juristische Person 

In ihrer vor allem dem Vereinsrecht gewidmeten - aber ausdrücklich nicht auf dieses 
Rechtsgebiet beschränkten — Habilitationsschrift hat sich Anja Steinbeck mit der Her-
leitung der Verbandssouveränität beschäftigt39. Da ihrer Ansicht nach die verschiede-

34 Wiedemann, Gesellschaftsrecht I, S. 371; vgl. auch ders., in: Großkomm. AktG § 179, Rdn. 9. 
35 Wiedemann in: Großkomm. AktG § 179, Rdn. 9. 
36 Loritz, ZGR 1986, 310, 325f. 
37 Priester, FS Werner, S. 657,666. 
38 U.H.Schneider, ZGR 1975,253, 269. 
39 Vereinsautonomie und Dritteinfluss: dargestellt an den Verbänden des Sports, 1999, S. 31 ff. Dazu, 

dass die Kernthesen der Arbeit über das Vereinsrecht hinausreichende Geltung beanspruchen, siehe insb. 
S. 32 f., auch S. 94 f., 97. 
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nen im rechtswissenschaftlichen Schrifttum vertretenen Begründungsansätze nicht 
überzeugen40, untersucht Steinbeck, inwieweit sich die Verbandssouveränität auf das 
Verbot der Selbstentmündigung gemäß § 138 BGB stützen lässt, ob nicht „die Erwä-
gungen, die herangezogen werden, um einer natürlichen Person zu verbieten, ihre Pri-
vatautonomie aufzugeben, nutzbar gemacht werden können, um das Verbot der völ-
ligen Aufgabe der Selbstbestimmung durch einen Verein und damit den Grundsatz der 
Vereinsautonomie ... zu begründen."41 Zwar stünden Teile der Literatur einer Parallele 
zwischen natürlicher und juristischer Person kritisch gegenüber, hauptsächlich mit 
dem Argument, die Privatautonomie einer natürlichen Person sei in grundsätzlich an-
derer Weise zu schützen als die Autonomie des Vereins; diese These verwundere jedoch, 
wenn man sich vor Augen führe, dass „im Bürgerlichen Gesetzbuch eine grundsätzliche 
Gleichstellung von natürlicher und juristischer Person angelegt" sei42. 

Ubertrage man die in der Diskussion um ein allgemeines Persönlichkeitsrecht der ju-
ristischen Person gebrauchten Argumente auf die Selbstentmündigungsproblematik, 
so komme es entscheidend darauf an, ob auch die juristische Person ein schutzwürdiges 
Interesse daran habe, vor übermäßiger Fremdbestimmung geschützt zu werden43 . Inso-
weit sei zu berücksichtigen, dass es bei der juristischen Person - anders als bei der natür-
lichen - nicht nur um die Freiheit zur Gestaltung der rechtlichen Beziehungen zu au-
ßenstehenden Dritten, mithin um eine „Entmündigung im Außenverhältnis", gehe. 
Zusätzlich seien hier auch die inneren Beziehungen einer rechtlichen Regelung zugäng-
lich, woraus die Möglichkeit einer Beeinflussung durch Dritte entstehe44. Zu fragen sei 
nun, ob auch dieser innerorganisatorische Freiheitsraum eines Vereins dem Verbot der 
Selbstentmündigung unterliege. Da ein selbständiges - von den Interessen der Mitglie-
der völlig abgelöstes - Vereinsinteresse nicht existiere, könne bei den Schutzerwägun-
gen nur auf die Vereinsmitglieder abgestellt werden: In ihrem „Ausgangspunkt" gehe es 
der Vereinsautonomie um den Selbstschutz der Mitglieder; verhindert werden solle, 
dass sich diese durch die Delegation von Entscheidungsbefugnissen an außenstehende 
Dritte des erforderlichen Interessenschutzes begäben . Das Interesse der natürlichen 
Personen, übermäßige Fremdbestimmung abzuwehren, bestehe nämlich auch dann 
fort, wenn sich der Einzelne mit anderen zu einem Verein zusammenschließe; es kehre 
hier als Interesse des Vereins an körperschaftlicher Selbstbestimmung wieder. Da das 
Interesse der natürlichen Person, übermäßige Fremdbestimmung abzuwehren, nicht 
zur Disposition des Einzelnen stehe, müsse Gleiches für das Interesse des Vereins an 
körperschaftlicher Selbstbestimmung gelten. Folglich gelte das Verbot der Selbstent-
mündigung nach § 138 BGB auch im Rahmen der Vereinsautonomie46. 

40 Vgl. Steinbeck, Vereinsautonomie, S. 33 ff., 63. 
41 Steinbeck, Vereinsautonomie, S. 43. 
42 Steinbeck, Vereinsautonomie, S. 43. 
43 Steinbeck, Vereinsautonomie, S. 44. 
44 Steinbeck, Vereinsautonomie, S. 45. Ähnlich (wenn auch reichlich naturalistisch) Voormann, Beirat, 

S. 113: „Die besondere Schutzbedürftigkeit der Gesellschaft ergibt sich daraus, daß ihr Entscheidungszen-
trum manipulierbar ist, vergleichbar allenfalls mit den Methoden einer Gehirnwäsche." 

45 Steinbeck, Vereinsautonomie, S. 46 f. 
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In der Sache läuft die auf § 138 BGB gestützte Begründung der Verbandssouveräni-
tät durch Steinbeck damit weitgehend auf die herkömmliche Herleitung hinaus, welche 
allerdings auf einen (zumindest in der Tendenz) recht eng verstandenen Selbstschutz-
gedanken (bloßes Verbot völliger Selbstentrechtung) verkürzt wird. Nicht sonderlich 
ertragreich erscheint auch der Versuch, für die nähere Bestimmung der Verbandssouve-
ränität auf die Rechtslage bei der natürlichen Person zu blicken: Dort beschreibe man 
die Grenzen einer zulässigen rechtsgeschäftlichen Bindung regelmäßig mit allgemeinen 
Formeln, welche im Laufe der Zeit durch die Herausbildung von Fallgruppen (z. B. 
„Knebelungsverträge") eine Konkretisierung erfahren hätten. Darüber hinaus bedürfe 
es „einer wertenden Betrachtung im Einzelfall, bei der die konkreten Umstände und 
die Belange der Parteien zu berücksichtigen sind."47 

Im übrigen bleibt bei Steinbeck fast ohne jede Reflektion, dass die These, § 138 BGB 
untersage nicht nur die Selbstentmündigung natürlicher Personen, sondern ebenso die 
juristischer Personen, vom rechtswissenschaftlichen Schrifttum in Auseinandersetzung 
mit der „Petroleum"-Entscheidung des Reichsgerichts48 intensiv diskutiert und von 
der weit überwiegenden Mehrheit der Diskussionsteilnehmer verworfen worden ist49. 
Robert Joss hielt der Kritik am Reichsgericht entgegen, zumindest in einer „verfeinerten 
Anwendung" ließe sich die Geltung der „Knebelungstheorie" begründen50: Stehe die 
Sittlichkeit eines Vertrages in Frage, so sei zu untersuchen, „inwieweit der Vertrag ge-
genüber den hinter der A.G. stehenden Menschen, d. h. ihren Aktionären und Gläubi-
gern, unsittlich" sei. Angewendet auf den Petroleumfall würde „dieses feinere Kriteri-
um ... wenigstens teilweise zum gleichen Ergebnis, wenn auch nicht zum gleichen Ur-
teil, führen". Die in diesem Fall von der Gesellschaft eingegangenen vertraglichen 
Verpflichtungen seien nämlich auch im Verhältnis zu den Aktionären als unsittlich an-
zusehen. Gerade bei Tochtergesellschaften komme sogar wegen „der üblichen Gefügig-
keit der Verwaltung" eine Schädigung der juristischen Person praktisch nicht in Frage, 
so dass ausschließlich die Minderheitsaktionäre - und seltener die Gläubiger - „als in 
ihren Rechten unter Umständen vergewaltigte physische Personen" in Betracht kä-
men5 1. Auch dieser modifizierte Ansatz ist jedoch auf Ablehnung gestoßen52. 

46 Steinbeck, Vereinsautonomie, S. 51. 
47 Steinbeck, Vereinsautonomie, S. 53. 
48 RGZ 82, 308. Zu dieser Entscheidung ausführlich unter § 9 B IV. 
49 Zwar beruft sich Steinbeck für ihre Ansicht auch auf RGZ 82, 308, vgl. Vereinsautonomie, S. 51, 

Fußn. 201; für die Gegenmeinung wird jedoch lediglich auf einige neuere Beiträge sowie auf das Referat 
von Würdinger für den 42. Deutschen Juristentag von 1959 verwiesen, wo die Thematik aber nur ganz all-
gemein mit einer sehr knappen Bemerkung gestreift wird. Vgl. Verhandlungen des 42. DJT, Band II, F 
15. Konkret wird die Anwendung von § 138 BGB auf die Selbstentmündigung juristischer Personen in 
dieser Zeit z. B. abgelehnt in den grundlegenden Untersuchungen von Ernst-Joachim Mestmäcker, Verwal-
tung, Konzerngewalt und Rechte der Aktionäre, 1958, S. 120 f., und Konstantin Simitis, Gute Sitten und 
ordre public, 1960, S. 37. Einen allgemeinen Uberblick über die Diskussion der Problematik im rechts-
wissenschaftlichen Schrifttum der 20er und 30er Jahre geben Friedländer, Konzernrecht, S. 38 ff.; Hom-
melhoff, Konzernleitungspflicht, S. 2 f.; Spindler, Recht und Konzern, S. 76 ff. 

50 Zum Folgenden Joss, Konzernrechtsfragen im deutschen und schweizerischen Recht, 1935, S. 97, 
101. 
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B. Die Kritik 

I. Alternative Konzepte 

1. Die „Bahd'f'-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

Für einige Bewegung in der Diskussion um die weitere Fundierung des Grundsatzes 
der Verbandssouveränität hat die Anfang 1991 ergangene „Bahä'f-Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts gesorgt53. Mit diesem Beschluss soll das Gericht nach An-
sicht des rechtswissenschaftlichen Schrifttums für den kirchlichen und religiösen Ver-
ein wesentliche Einschränkungen der Vereinsautonomie als mit dem Vereinsrecht des 
BGB für vereinbar erklärt haben54 . Andere sprechen von einer Reduktion des Grund-
satzes „auf ein Minimum, so dass von Autonomie eigentlich nicht mehr die Rede sein 
kann"55 ; woraus sogleich für die Praxis der weitere Schluss gezogen wird, dass „künftig 
der Begriff ,Vereinsautonomie' in gerichtlichen Entscheidungen über die Satzungen 
kirchlicher Vereine keine Rolle mehr spielen darf."56 Schließlich wird behauptet, das 
BVerfG habe festgestellt, in Ausübung der ihm zustehenden Vereinsautonomie könne 
ein Verein seine Selbstbestimmung auch durch Unterwerfung unter den Wil len eines 
außenstehenden Dritten wesentlich beschränken57. Wenn die letztere Einschätzung zu-
trifft, so liegt der Entscheidung des BVerfG ein Konzept zugrunde, das sich vom bisher 
im rechtswissenschaftlichen Schrifttum weithin vertretenen Verständnis der Verbands-
souveränität elementar unterscheidet. 

Das Bundesverfassungsgericht hatte sich in diesem Verfahren mit der Verfassungs-
beschwerde eines lokalen „Geistigen Rates" der Bahä'i, einer schiitischen Religions-
gemeinschaft, zu beschäftigen. Dem „Geistigen Rat" war vom Registergericht die Ein-
tragung ins Vereinsregister mit der Begründung verweigert worden, die von ihm vor-
gelegte Vereinssatzung widerspreche dem Grundsatz der Vereinsautonomie. Anstoß 
hatten die Gerichte u.a. an Satzungsvorschriften genommen, die dem „Nationalen 
Geistigen Rat der Bahä'i in Deutschland e.V." verschiedene Rechte vorbehielten: Der 
Nationale Rat sollte über den Ausschluss von Mitgliedern des örtlichen Rates befinden 
und ebenso über dessen „Zuständigkeit"; ferner bedurften Satzungsänderungen der 
Zustimmung des Nationalen Rates und schließlich war diesem ein konkurrierendes 
Auflösungsrecht eingeräumt worden. Den Einwenden des Registergerichts hatten die 

51 Im Ansatz ähnlich auch schon A.Frowein, Knebelungsverträge bei juristischen Personen, 1927, 
S. 23: Der Begriff der unsittlichen Knebelung könne grundsätzlich nicht auf juristische Personen übertra-
gen werden; eine Ausnahme müsse aber u.U. bei juristischen Personen mit stark personellem Charakter, 
wie z. B. eingetragenen Genossenschaften, gemacht werden, da mit der Knebelung einer solchen Gesell-
schaft gleichzeitig die Knebelung der sie bildenden physischen Personen verbunden sein könne. 

52 Vgl. nur Mestmäcker, Konzerngewalt, S. 120. 
53 BVerfGE 83,341. 
54 So Flume, JZ 1992, 238,240. 
55 Schockenhoff, NJW 1992, 1013, 1017. 
56 Schockenhoff NJW 1992, 1013,1018. 
57 So Steinbeck, Vereinsautonomie, S. 21,29, 53. 
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Vertreter des „Geistigen Rats" entgegengehalten, die Einbindung eines örtlichen Rates 
in den hierarchischen Aufbau der Religionsgemeinschaft der Bahä'i sei zwingend durch 
deren Grundsätze und Prinzipien vorgegeben, welche auf göttlicher Offenbarung be-
ruhten58 . 

Zur Vereinsautonomie heißt es nun in der Entscheidung des BVerfG59, Ziel des 
Grundsatzes sei es, „der Privatautonomie vergleichbar, den Charakter des Vereins als ei-
nes vornehmlich von der Willensbestimmung und -betätigung seiner Mitglieder getra-
genen Personenverbandes zu wahren". In der Rechtsprechung werde hervorgehoben, 
diese Autonomie könne auch durch eine satzungsmäßige Beschränkung des Selbstver-
waltungsrechts des Vereins ausgeübt werden, weil es auf eine Beschneidung von Auto-
nomie hinausliefe, falls man solche Regelungen für unzulässig erkläre60. Der Grundsatz 
der Vereinsautonomie — „wie er in Rechtsprechung und Schrifttum verstanden wird" — 
werde mithin von zwei „nicht notwendig parallel laufenden inhaltlichen Tendenzen" 
geprägt: Einerseits schütze er „die Autonomie in der Bildung und organisatorischen 
Gestaltung des Vereins nach der freien Selbstbestimmung der Mitglieder, wozu auch 
die Einfügung in eine hierarchisch organisierte Gemeinschaft gehören" könne, ande-
rerseits bewahre er die Selbstbestimmung der Mitglieder „vor einer Entäußerung, die 
die eigene Willensbestimmung nahezu vollständig zum Erliegen" bringe. Beide Ten-
denzen des Grundsatzes seien bei dessen Auslegung und Anwendung unter Berücksich-
tigung des konkreten Falles, „d. h. auch bezogen auf Zweckausrichtung und Eigenart 
des in Frage stehenden Vereins, zum Ausgleich zu bringen." 

Beachte man nun die Eigenart religiöser Vereine, die sich als Teil einer Religions-
gemeinschaft organisieren, so liege es angesichts der vielfach zu beobachtenden glau-
bensgebundenen hierarchischen inneren Organisation von Religionsgemeinschaften 
nahe, dass sich der einzelne Verein in die Hierarchie seiner Gemeinschaft einfügen wol-
le. Hierin dürfe nicht ohne weiteres die Unterwerfung — unter eine die Selbständigkeit 
und Selbstverwaltung des Vereins im Kern treffende - Fremdbestimmung erblickt wer-
den. Einschränkungen der autonomen Auflösungs-, Ausschließungs- oder Betäti-
gungsbefugnis könnten deshalb „bei einem religiösen Verein, der sich als Teilglie-
derung einer Religionsgesellschaft konstituiert", nicht als eine mit der Vereinsautono-
mie unvereinbare Fremdbestimmung angesehen werden, „sofern sie der Sicherung der 
Einordnung in die größere Religionsgemeinschaften im Rahmen der bestehenden reli-
gionsrechtlichen Verknüpfung - etwa der Wahrung der Identität der Glaubenslehre 
und grundlegender glaubensbedingter Lebensführungspflichten — dienen und sich da-
rauf begrenzen." Beanspruche die „übergeordnete Instanz" für sich nur eine Art Lehr-
amt und entsprechende Jurisdiktionsbefugnisse, verbleibe dem Verein ein hinreichen-
der Bestand an Selbstbestimmung und Selbsttätigkeit61. Dieser allgemeine Ansatz wird 

58 BVerfGE 83, 341 , 349 . 
59 Z u m Folgenden BVerfGE, 83, 3 4 1 , 3 5 8 f. 
6 0 Als Beleg für diese Ansicht w i rd auf KG, O L G Z 1974, 385 , 387 , und auf Dütz, 2 . FS Herschel, 

S. 55, 73fE verwiesen. Die Gegenme inung macht das Gericht ledigl ich an Flume, Jurist ische Person, 

S. 194 ff., fest. 
6 1 BVerfGE 83, 341 , 360 f. 
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- Rechte Dritter in der Satzung 12 f., 19 f., 

599 f., 616 
- Regelungen in S. konzessionierter AG 67, 

69, 80,90, 97 ff., 146,247 ff. 
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481 ff, 495 

Selbstbestimmung 3, 5, 7, 9f., 14 f f , 20, 554, 
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societas leonina 206, 215, 244, 431,449 
Spätmittelalterliche Fernhandelsgesellschaf-

ten 35 ff., 44, 55, 85,198,555 
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549 

Stimmrecht 1, 78, 169 
— Beschränkungen des Stimmrechts 103 f., 
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204f., 211 f., 271 
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549,567, 575 ff., 582 f. 
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506f., 567 
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che Maßnahmen 

Unternehmensgegenstand 110, 113, 120, 
133 f., 272 ff., 290,322,326,365, 374, 
377f. ,391,469 
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- allgemeines 3, 304, 409, 542, 548 ff., 553, 
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Verbandsautonomie 3 ,25 ,619 
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rechts 541 f., 548ff., 553 f f , 570f. 
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- im Aktienrecht 405 ff. 
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- bei fremdverwalteten AG 259 ff., 325 
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— Ernennung von V.-Mitgliedern durch den 
Staat 114,124,135 

- Mitgliedschaft im V. 200, 293 f. 
- Klage gegen Beschlüsse des V. 295 f. 
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— provisorischer V. 128 
- Regelung des V. im Preuß. HGB-Entwurf 
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158, 168,187,228 
Wiener, Heinrich 305, 320, 329, 343 
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153ff., 158,168,187, 214f f , 222,226, 
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